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Beschluss:

1. Das Sozialreferat wird beauftragt, dem Stadtrat im Jahr 2021 erneut über die 

Erfahrungen mit der App Integreat München zu berichten und ggf. notwendige 

Personal- und Sachmittel im Rahmen des stadtweit gültigen Haushaltsplan-

aufstellungsverfahrens zu beantragen.

 

2. Zuschussausweitung für das Programm Schule für Alle:

Der Zuschussausweitung für das Programm Schule für Alle um 24.500 Euro 

jährlich wird, wie unter Ziffer 4.2 dargestellt, zugestimmt. Das Sozialreferat 

wird beauftragt, die Mittel durch Umschichtung aus eigenen Budgetmitteln zu 

finanzieren (Produkt 40111260.200, Finanzposition 4707.700.0000.3, IA 

603900119). Damit erhöht sich die jährliche Bezuschussung für das 

Programm Schule für Alle dauerhaft auf jährlich 124.500 Euro. 

Zuschuss für das Programm Schule für Alle für die Ludwig-Maximilians-

Universität München:

Das Sozialreferat wird beauftragt, die ab 2021 dauerhaft erforderlichen 

zusätzlichen jährlichen Haushaltsmittel i. H. v. 19.500 Euro für die Ludwig-

Maximilians-Universität durch Umschichtung aus eigenen Budgetmitteln zu 

finanzieren (Produkt 40111260.200, Finanzposition 4707.700.0000.3, IA 

603900119) und ab 2021 einen Gesamtzuschuss in Höhe von 60.500 Euro 

auszureichen. 

 

 Zuschuss für das Programm Schule für Alle für die Katholische 

Stiftungshochschule:

Das Sozialreferat wird beauftragt, die ab 2021 dauerhaft erforderlichen 

zusätzlichen jährlichen Haushaltsmittel i. H. v. 5.000 Euro für die Kath. 

Stiftungshochschule durch Umschichtung aus eigenen Budgetmitteln zu 

finanzieren (Produkt 40111260.200, Finanzposition 4707.700.0000.3, IA 

603900119) und ab 2021 einen Gesamtzuschuss in Höhe von 64.000 Euro 
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auszureichen. 

 

3. Der Antrag Nr. 14-20 / A 06379 der SPD-Stadtratsfraktion vom 11.12.2019 ist 

geschäftsordnungsgemäß behandelt.

4. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.


